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. In der Landwirtschaftssache

des RegierunggPräsidiums Ri RflH||festraße & / W
benoraeTT

(als übergeordne in S | ________
e Landwirts chafts-

Antragsgegnerin, Beschwerdegegnerin und 
Rechtsbeschwerdeführerin,

- vertretendurch die 
und Br» in S

tsanwälte 
Kl Br»raße

gegen

die Stadt , vertreten durch den Oberbürgermeister,

Antrjagstellerin, Beschwerdeführerin und 
Rechtsbeschwerdegegnerin,

- vertreten durch die Rechtsanwälte Br,
in S' Ui traße anwai

# *
und Br«

weitere Beteiligtes
a) Witwe Rosa in
b) Landwirt Gottlob S

wegen Genehmigung eines Kaufvertrages

, Gemeinde Si 
, ebendort,

hat der V» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs als Senat für 
LandwirtschaftsSachen in der Sitzung vom 9» Juli 1959 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Br« Tasche, der Bundesrich­
ter Br» Hückinghaus und Dr«, Piepenbrock sowie der landwirt­
schaftlichen Beisitzer Br. h„c0 Berk und Carstensen
beschlossens

Bie Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß des 
1 * Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Stuttgart 
vom 30« Juni 1958 wird als unzulässig verworfen-

Gerichts gebühren werden für das Rechtsbeschwer­deverfahren nicht erhoben^Bie Rechtsbeschwerdeführerin 
hat jedoch der Stadt äie außergerichtlichen
Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens zu erstatten«.
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Der Geschäftswert wirä für das Rechtebesehwerde- 
verfahren auf 750 000 DM festgesetzt«,

0 r ü n d e g
Io

Die Stadt ist Eigentümerin eines Gutshofes
in uB B H H R  in Größe von. rund 36 ha, den sie im Jahre 
1938 erworben und seitdem selbst bewirtschaftet hat. Dieser 
Hof liegt zum Teil innerhalb des Stadtgebietes und zum Tein 
in der Gemarkung der Gemeinde Ihm benachbart liegt
ein der Witwe S t ^ B ^  gehörender landwirtschaftlicher Be­
trieb von rund 24 ha, den der Vater des verstorbenen Ehe­
mannes ,der Witwe Rosa St^BRl im Jahre 1906 erworben hat«. 
Auch dieser Hof liegt teils innerhalb des Stadtgebietes und 
teils ifc der Gemarkung S|

Im Herbst 1957 bot die Witwe S t ^ B P  ihren Hof der 
Stadt G | ( m ^  zum Kauf an. Das führte zum Abschluß eines 
notariellen Vertrages vom 28. November 1957? durch den die 
Witwe rhnd 20 ha ihres weitgehend arrondierten Hofes ohne 
Inventak* an die Stadt G ( ^ m ^  verkaufte. Zugleich verkauf­
te ihr Schwager Gottlob St^Bfel der Stadt 3 ihm

gehörig^ Grundstücke in Größe von 71,91 a, die in G^BRRRk~ 
und in ^ B l H R B t  liegen«, Der Kaufpreis wurde für 

alle verkauften Grundstücke zusammen auf 750 000 DM festge­
setzt. Die Witwe StBflB hehielt von ihrer Besitzung zwei 
Waldgrundstücke im Ausmaß von 4,0390 ha zurück, an denen 
sie der Stadt gB H B B R  ein Vorkaufsrecht einräumte.

Der verkaufte Hof ist nach dem Tode des Ehemannes der 
Witwe im Jahre 1955 zunächst von seinem ledigen
Bruder Gottlob StRR^k, vorübergehend auch von ihrer Toch­
ter Hilde SptfHR und ihrem Ehemann und seit 1955 von ihrem

V * ,4» .  .
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verheirateten Sohn Richard S t ^ ^ p  auf Grund eines Pacht­
vertrages bewirtschaftet worden. Wegen Viehverlustes durch 
Bang-Seuche konnte in letzter Zeit statt des vereinbarten 
Pachtzinses von jährlich 3 000 DM nur ein solcher von mo­
natlich 100 DM neben den Naturalleistungen gezahlt werden«

Die Eheleute S p ^ K ^  die nach ihrem Abzug von dem 
3t^Jp^~Hof einen Hof von 28 ha gepachtet hatten, haben- 
sich gegen Zahlung einer Abstandssumme mit der vorzeitigen 
Lösung des bis zum Jahre 1963 laufenden Pachtvertrages ein­
verstanden erklärt und sind im Dezember 1957 auf einen Hof 
in der Nähe des Sees übergesiedelt, den sie zu
einem Preise von 190 000 DM gekauft, haben und der 30 ha 
Landwirtschaft und einige Hektar Wald umfaßt. Richard 
StflHfe will einen Hof im Oberland kaufen« Der Verkauf des 
Hofes in soll diesen beiden Kindern den Erwerb
eigener Betriebe ermöglichen; im übrigen soll der Kaufpreis 
zur Abfindung zweier weiterer Kinder und zur Altersversor­
gung der herzleidenden Witwe StjfKl und ihres Schwagers 
Gottlob StflMh dienen.

Die Stadt G Q / K E K )  iin Hinblick auf die künftige 
Entwicklung der Stadt großen Wert auf den Erwerb des St( 
sehen Hofes, der ihr auch die Möglichkeit geben würde, die 
auf Markung gelegenen Grundstücke von
S c h £ ^  Landwirten auszutauschen, deren Betriebe dadurch 
arrondiert und betriebswirtschaftlich verbessert würden. Sie 
würde ferner die Möglichkeit haben, Landwirten
für Grundstücke, die zu Baugelände geworden sind,'im Wege 
des Tausches landwirtschaftliche Grundstücke anzubieten 
und einer Zersplitterung landwirtschaftlichen Grundbesitzes 
durch Verkauf kleinerer Teilgrundstücke sowie der Errichtung
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von in unerwünschten Wochenendgebieten Einhalt
zu gebieten« Auch würde das Gelände so lange als irgend 
möglich der Landwirtschaft und der Volles ernähr ung erhalten 
und der St^J^-Hof zusammen mit dem angrenzenden städti­
schen Gutshof in betriebswirtschaftlich günstig
bewirtschaftet werden«

Las Landwirtschaftsamt hat die Ansicht vertreten, daß 
der Kaufpreis den landwirtschaftlichen Ertragswert weit 
übersteige und der Kauf einen Akt weitschauender Bodenvor- 
ratspolitik der Stadt darstelle, der keinem dringenden 
Öffentlichen Interesse entspreche«

Las Landwirtschaftsgericht hat dem Vertrage die Geneh­
migung auf Grund des § 11 Abs. 1 Hr. 1 und 3 der Verordnung 
Nr. 166 der Legierung des Landes Württemberg-Baden zur Aus­
führung des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 über die Aufhebung 
der Erbhofgesetze und Einführung neuer Bestimmungen über 
land- und forstwirtschaftliche Grundstücke vom 16c Juli 1947 
(RegBl. So 94) versagte Es ist davon ausgegangen, daß die 
Stadt Landwirt sei, wenn sie auch einen land­
wirtschaftlichen Betrieb in eigener Regie besitze, und hat 
angenommen, daß die besonderen Umstände des Balles nicht 
ausreichten, um die Genehmigung des Vertrages zu fechtfer­
tigen. Nach seiner Ansicht geht es der Familie S t ^ J ^  nur um 
den hohen Kaufpreis und der Stadt um die Vergröße­
rung ihres Gutsbetriebes sowie um die Schaffung eines Präze­
denzfalles hinsichtlich des Erwerbs weiterer auslaufender 
Höfe. Las Amtsgericht hat darauf hingewiesen, daß nach Auf­
fassung des Landwirtschaftsamts höchstens ein Kaufpreis 
von 400 000 Lffi vertretbar sei« Es ist der Ansicht, daß die 
Stadt o m m  zu Tauschzwecken genügend Grundstücke in

besitze, und hat weiter in Betracht gezogen, daß
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nach der Auskunft des Landwirtschaftsamts mehrere Aussied­
le rlandwirte aus dem Großraum benannt werden
könnten, die bereit seien, den Hof zu einem vertretbaren 
Preise zu übernehmen.

Pie Vertragsparteien haben diese Entscheidung mit der 
sofortigen Beschwerde angegriffen*

Die Verkäufer haben vor allem geltend gemacht? Per Kauf­
preis sei nicht überhöht. Er setze sich aus 150 000 BM für 
acht zumeist 1935 und in den Jahren 1950 bis 1955 erstellte 
Gebäude und vier Silos sowie aus 600 000 PM für die übrigen 
Grundstücke zusammen. Pas entspreche einem Preise von 2,89 
PM je Quadratmeter. Per Grundbesitz sei drainiert und arron­
diert und liege zum großen Teil an einer Landstraße I. Ord­
nung und in der Bähe des Bahnhofes Die W°hn_ und
Industriegegend rücke immer näher; die Industrieansiedlung 

sei nur 500 m entfernt. Für weniger wertvolle Grund­
stücke in dieser Gegend seien bis zu 2,75 PM je Quadratmeter 
gezahlt worden. Pas Regierungspräsidium biete 4 PM für Grund­
stücke des Hofies, die für den Straßenbau benötigt würden.
Per Hof werde, soweit und solange er noch als landwirtschaft­
licher Betrieb fortgeführt werde, von der Käuferin mustergül­
tig bewirtschaftet werden. Burch den Verkauf werde der Hof 
zudem zum Wohle der ganzen Familie St^jj^ eingesetzt; denn 
die Veräußerung ermögliche die Altersversorgung der Verkäu­
fer und die Schaffung zweier selbständiger bäuerlicher Exi­
stenzen ohne Belastung durch Altersversorgung und Abfindungs­
zahlungen an Geschwister. Pie Versagung der Genehmigung würde 
die Erreichung dieser Ziele unmöglich machen und daher für 
die Verkäufer und ihre Familie eine außerordentliche Härte be- 
deuten.
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Die Stadt G hat zusätzlich vorgebrachtt Ihre
landwirtschaftsfreundliche Einstellung sei allgemein be­
kannt, So baue sie Feldwege aus und gebe Beihilfen. Ihre 
Musterobstanlage gelte als beispielhaft und ihr Gutshof

für landwirtschaftliche Prüfungen und Berufswettkämpfe zur 
Verfügung gestellt werde. Der Betrieb werfe dementsprechend

schaftung werde aber unter einheitlicher Oberleitung und 
unter Austausch der Maschinen erfolgen. Mach dem Entwurf 
des neuen Grundstückverkehrsgesetzes sei bei Grundstüclcs- 
geschäften der (Gemeinden eine Genehmigung nicht mehr erfor­
derlich» Der Erwerb des Hofes rechtfertige sich auch durch 
den Umfang der von der Stadt seit 1948 abgegebenen Grund­
stücke i Es handle sich vor allem um eine Ersatzbeschaffung 
für dep 31 ha großen Waldeck-Hof, den sie an die Firma 
Dr= L ^ »  Söhne abgegeben habe. Die gegen diesen Hof ein- 
getausöhten 14 ha seien bis auf 2 ha für Bauzwecke abgege­
ben worden. Eine alsbaldige Überbauung des ganzen Hofes 
sei nicht beabsichtigt. Ob Interessenten aus dem Kreise der 
Landwirtschaft vorhanden seien, erscheine zweifelhaft; 
denn ein Landwirt im Bereich der Stadt ver~
geblich einen Käufer für sein 17 ha großes Anwesen.

Das Landwirtschaft3amt hat sich dahin geäußert: Preise 
von mehr als 1,88 DM je Quadratmeter seien nur für einzelne 
Baugrundstücke gezahlt worden. Das Regierungspräsidium habe 
bei dem von ihm gebilligten Preis von 4 DM die künftige Ver­
wendung der Grundstücke als Straßenplatz berücksichtigt.
Ein Überangebot landwirtschaftlicher Grundstücke liege trotz 
der Landflucht nicht vor. Die Stadt G habe in der

in U sei anerkannter Lehrbetrieb, der jederzeit

auch jährlich Gewinn ab. Eine Einverleibung des Hofes S 
in den Gutshof U sei nicht beabsichtigt. Die Bewirt-
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Zeit von 1948 bis 1958 rund 73 ha landwirtschaftlich ge­
nutzte Fläche erworben und habe Ausdehnungsmöglichkeiten 

Richtung und
Die Vereinigung des städtischen 

Gutshofes der neuzeitlich eingerichtet sei und
sehr geordnet bewirtschaftet werde, mit dem Betrieb S t ^ H B  
ermögliche zwar eine rationelle Bewirtschaftung, führe aber 
zu einer unwirtschaftlichen Vermehrung der Betriebsgebäude« 
Zwei Berufslandwirte aus dem Baume hätten Interesse
an dem Erwerb des Betriebs S t ^ H ^ °  M e  Genehmigung sei 
auch unter dem Gesichtspunkt der unwirtschaftlichen Zer­
schlagung zu versagen, da 4 ha Wald von dem Betriebe abge­
trennt würden«

Die Stadt hat auf Veranlassung des Beschwer­
degerichts eine Flurkarte mit Kennzeichnung der stadteigenen 
Grundstücke vorgelegt und Näheres über die Entwicklung und 
Verwendung des städtischen Grundbesitzes, insbesondere in 
den letzten zehn Jahren, ausgeführt«

Das Beschwerdegericht hat durch Beschluß vom 30. Juni 
1958 unter Aufhebung der Entscheidung des Amtsgerichts den 
Kaufvertrag vom 28» November 1957 genehmigt«

Hiergegen richtet sich die vom Oberlandesgericht nicht 
zugelassene Bechtsbeschwerde des Begierungspräsidiums

aXs übergeordneter Landwirtschaftsbehörde, wel­
che die Versagung der Genehmigung des Kaufvertrages erstrebt 
Die Stadt bittet, die Bechtsbeschwerde als unzu­
lässig zu verwerfen«
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II,

Das Beschwerdegericht ist davon ausgegangen, daß der 
Genehmigung des Vertrages an sich mehrere Versagungsgründe 
entgegenstehen, da die Käuferin kein Landwirt sei und daher 
den Hof durch einen Verwalter bewirtschaften lassen müsse, 
ferner die Zurückbehaltung von 4* ha zu einer unwirtschaft­
lichen Zerschlagung führe und die beabsichtigte Angliede­
rung des Hofes StflB» an den städtischen Gutshof 
mit der Zeit eine Verschmelzung der beiden Betriebe zur 
Folge haben werde, so daß einer von ihnen seine landwirt­
schaftliche Selbständigkeit verlieren werde» Auch sei der 
Kaufpreis so hoch, daß bei einer sich auf die landwirt­
schaftlichen Gesichtspunkte beschränkenden Betrachtung das 
Vorliegen eines groben Mißverhältnisses zwischen Leistung 
und Gegenleistung nicht ausgeschlossen erscheine« Bei der 
Beurteilung des Preises sei jedoch auch der Zweck zu be­
rücksichtigen, den die Stadt mit dem Erwerb des Hofes letzten 
Endes verfolge. Im übrigen setze die Versagung der Genehmi­
gung aus den in § 11 Abs« 1 der Verordnung Nr» 166 aufgezähl- 
ten Gründen voraus, daß dem Vollzug des Kaufvertrages ein 
erhebliches öffentliches Interesse entgegenstehe. Das sei 
hier aber nicht der Fall«

Das Beschwerdegericht hat erwogen, daß die Hauptbe­
deutung des Kaufes für die Stadt in der Schaffung von Bau­
vorratsland liege. Da die Städte auf Grund des 2« Wohnungs­
baugesetzes gehalten seien, den sozialen Wohnungsbau als 
vordringliche Aufgabe zu fördern, Bauland bereitzustellen, 
für den Wohnungsbau geeignete Grundstücke zu beschaffen 
und baureif zu machen, könne einer Stadt, die Uber keinen 
ausreichenden GrundstücksVorrat verfüge, die Genehmigung 
zum Erwerb von Land zum Zwecke alsbaldiger Bebauung im all­
gemeinen nicht versagt werden, selbst wenn Landwirte am

■ *



Kauf interessiert seien und es sich um einen arrondierten 
Hof oder Teile eines solchen handle, sofern nicht der ver­
folgte Zweck durch die Beschaffung von Einzelgrundstücken 
in ähnlich befriedigender Weise erreicht werden könne« 
Letzteres sei hier nicht der Pall« Der Ankauf des Hofes 
St^P|^gebe der Stadt die Möglichkeit, in Verbindung mit 
ihrem Gutshof ein geschlossenes Siedlungsgebiet von
rund 60 ha zu schaffen. Das sei im Wege des Kaufes von Ein­
zelgrundstücken nicht möglich und ließe sich im Wege der 
Baulandumlegung nur mit Schwierigkeiten und auch nur unter 
Beeinträchtigung landwirtschaftlicher Interessen erreichen.

Das Oberlandesgericht hat weiter geprüft, ob, da eine 
alsbaldige Bebauung der Grundstücke des St(|J^-Hofes nicht 
beabsichtigt sei, dessen Erwerb als Vorratskauf genehmigt 
werden könne. Es hat diese Präge wegen der besonderen Ver­
hältnisse des Palles, insbesondere wegen der Armut der Stadt

an künftigem Baugelände bejaht und hierzu aus ge führt 
Von dem Grundbesitz der Stadt von 1 014 ha entfielen 466 ha 
auf Wälder und 289 ha auf landwirtschaftliche Grundstücke, 
die, wie die :Plurkarte zeige, in unzusammenhängenden Flä­
chen über die ganze Gemarkung verstreut seien. Das Waidge­
lände scheide[ zu Bauzwecken im allgemeinen aus. Von 1948 
bis 1958 habet die Stadt 120 ha für Siedlungs- und Baugelände 
veräußert'und 141 ha neu erworben, daneben aber in den Jah­
ren 1955 bis 1958 für Verkehrsflächen, Spielplätze, Öffent­
liche Anlagen und Friedhöfe 766 ha ihres Grundbesitzes in 
Anspruch genommen. Die Einwohnerzahl der Stadt habe sich 
seit der Vorkriegszeit nahezu verdoppelt, 2 500 Familien 
warteten noch' auf eine wohnungsmäßige Unterbringung, Diese 
Zahlen zeigten, daß die Stadt, wenn sie der Entwicklung ih­
res Gemeinwesens Rechnung tragen und ihre Aufgaben erfüllen



welle, sich um ein zusammenhängendes Baugebiet bemühen 
müsse» Eine ungesunde Vorratspolitik könne in dem Kauf 
des Hofes angesichts der Lage der Stadt in Bezug auf.Bau­
land und im Hinblick darauf, daß sich die Gelegenheit zum 
Erwerb des Hofes jetzt gerade biete, nicht gesehen werden. 
Eine Ausdehnung der Stadt in Hichtung empfehle
sich zudem aus verschiedenen Gründen. sei auch .
an die Wasserversorgung angeschlossen, liege an der Bahn 
und sei nicht wie andere äußere Stadtbezirke durch Anhöhen 
vom Stadtkern getrennt. Ein zusammenhängendes Gebiet von 
rund 60 ha sei angesichts der Anforderungen, die an die stän­
dig wachsende Industriestadt gestellt würden, auch nicht 
zu groß«

Unter Abwägung aller dieser Umstände ist das Beschwer- 
degeriebt zu dem Ergebnis gelangt, daß dem Erwerb des Hofes 
durch die Stadt ein erhebliches öffentliches Interesse nicht 
entgegenstehe. Es hat die Ansicht des Oberlandesgerichts 
Köln vom 6. Juli 1955 (RdL 1955, 243) geteilt, daß es nicht 
angehe; die Städte auf die Möglichkeiten des Baulandbeschaf­
fungsgesetzes zu verweisen, wenn sich durch einen zeitigen, 
geschlossenen Ankauf eine großzügige und weitschauende, 
doch nicht mehr aufzuhaltende Planung verwirklichen lasse. 
Wenn aber der Ankauf des Hofes durch die Stadt als Nicht­
landwirt mit Rücksicht auf die beabsichtigte spätere Ver­
wendung der Grundstücke als Bauland nicht zu beanstanden 
sei, so verlören damit die an sich gegebenen Versagungsgrün­
de ihre Bedeutung.

Die Antragsgegnerin rügt Verletzung formellen und materi­
ellen Rechts und meint, die Rechtsbeschwerde sei zulässig, 
weil das Beschwerdegericht von mehreren Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofs und anderer Öberlandesgerichte abgewichen 
sei und seine Entscheidung auch auf diesen Abweichungen beruhe
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Sie leitet die Zulässigkeit des Rechtsmittels ferner aus 
Art, 103 Abs» 1 GG her*

IIIo

Die Rechtsbeschwerde ist, wie noch im einzelnen dar­
zulegen sein .wird, unzulässig.

1, Die Zulässigkeit des Rechtsmittels kann nicht auf 
Art. 103 Abs, 1 GG gestützt werden«, Die Antrags ge gner in 
vertritt die Ansicht, die Rechtsbeschwerde sei, auch wenn 
die Voraussetzungen des § 24 LwVG nicht vorlägen, dann zu­
lässig, wenn in dem Verfahren vor dem Oberlandesgericht ein 
Grundrecht verletzt worden sei und die Entscheidung auf 
dieser Verletzung beruhe. Sie meint, dem Landwirtschafts- 
amt sei von dem Oberlandesgericht das rechtliche Gehör ver­
sagt worden, und führt hierzu aus: Die Stadt G ^ m ^ h a b e  
in ihrem Schriftsatz vom 26, Juni 1958 neue Behauptungen 
bezüglich der Bodenverteilung und der Bodennutzung vorge­
tragen und sich für die Richtigkeit ihrer Darstellung auf 
eine von ihr gleichzeitig überreichte Plurkarte bezogen. Das 
Beschwerdegericht habe dieses neue Vorbringen weitgehend 
zur Grundlage seiner Entscheidung gemacht und sei so zur 
Genehmigung des Kaufvertrages gekommen. Tatsächlich habe 
diese Plurkarte den in ihr kenntlich gemachten städtischen 
Grundbesitz unvollständig wiedergegeben. Die Plurkarte isei 
ihr überhaupt nicht zugänglich gemacht worden,und zu dem 
Schriftsatz vom 26. Juni 1958 habe sie nur an Gerichtesteile 
kurz Stellung nehmen können, ohne die Möglichkeit zur Nach­
prüfung der neuen Behauptungen der Stadt gehabt zu
haben. Hätte sie aber Gelegenheit gehabt, sich zu dem neuen 
Vorbringen zu äußern und es richtigzustellen, würde das Be­
schwerdegericht dem Kaufverträge die Genehmigung versagt ha­
ben»
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Es kann dahingestellt bleiben, ob dem Landwirtschafts­
amt das rechtliche Gehör nicht in ausreichendem Maße ge- : 
währt worden ist und ob dies, falls das zutreffen sollte, 
nicht auf das eigene Verhalten dieser Behörde zurückzu- i
führen ist* Selbst wenn nämlich eine Verletzung des Art« 103 ‘ 

» Abs. 1 GG durch das Beschwerdegericht vorliegen sollte, ver­
möchte das die Zulässigkeit der Hechtsbeschwerde nicht zu 
begründen. Die Antragsgegnerin beruft sich für ihre An­
sicht auf den Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
22, Juli 1958 (NJW 1958, 1436). In dieser Entscheidung ist 
indessen nicht gesagt, daß im Falle der Versagung des recht­
lichen Gehörs eine vorhandene weitere Instanz auch dann an­
gerufen werden kann, wenn nach den in Frage kommenden ver­
fahrensrechtlichen Vorschriften ein Rechtsmittel gegen die 
beanständete Entscheidung nicht gegeben ist. In einigen ge­
richtlichen Entscheidungen ist allerdings der Standpunkt 
der Antragsgegnerin vertreten worden. Diese Rechtsprechung 
hat sich indessen nicht durchgesetzt, worauf Röhl (NJYF 1958,
So 1269 unter 4) hinweist (vgl» hierzu auch Röhl in MDR 
1955, 523 unter IV,. 1). Der II. Zivilsenat des Bundesge­
richtshofs hat in seinem Beschluß vom 7. Januar 1957 (II ZB 
23/56, NJW 1957? 713) dargelegt, dadurch, daß die Verfas­
sungsbeschwerde nach § 90 Abs. 2 BVerfGG erst nach Er­
schöpfung des Rechtsweges gegeben sei, würden die gesetzli­
chen Vorschriften über den Rechtsweg nicht berührt, es wer­
de nicht etwa eine vom Gesetz nicht vorgesehene lÄöglichkeit- 
zur Einlegung eines Rechtsmittels begründet. Er hat wei- 1 
ter ausgeführt, daß eine nach § 546 ZFO nicht zulässige Re­
vision auch nicht dadurch zulässig werde, daß ein sogenann- •, t
ter absoluter Revisionsgrund oder ein Umstand geltend ge­
macht werde, der eine Hichtigkeitsklage oder eine Restitutions? 
klage begründen könnte. Der II. Zivilsenat hat sich damit

ii
*



13 - t

der Rechtsprechung des beschließenden Senats angeschlos­
sen, der bereits in seiner Entscheidung vom 22 o Juni 1954 
(V BLw 18/54) ausgeführt hat, ein allgemeiner Rechtssatz 
des Inhalts, daß die Verletzung einer grundlegenden Ver­
fahrensvorschrift eine sonst verschlossene Instanz eröffne, 
bestehe nicht» Der Senat hat ferner in seinem Beschluß vom !
20, Oktober 1954 (V BLw 58/54), der die Versagung des recht­
lichen Gehörs zum Gegenstand hatte, ausgesprochen, daß die 
Rechtsbeschwerde nur in den im § 24 Lv/VG vorgesehenen Fäl­
len zulässig sei und, wenn keiner von ihnen gegeben sei, 
selbst dann nicht stattfinde, wenn einer der Tatbestände 
des § 551 ZPO,, auf den § 27 Abs« 2 LwVG verweise, vorliegen 
sollte. An dieser Auffassung hat der Senat in seiner Ent- .
Scheidung vom 14. Juli 1958 (V BLw 17/58) festgehalten, in :
der er darauf hingewiesen hat, daß es letzten Endes zu ei­
ner allgemeinen Zulässigkeit der RechtsBeschwerde führen 1
könnte, wenn man dieses Rechtsmittel ohne das Vorliegen 
der Voraussetzungen des § 24 LwVG bei schweren Verletzun­
gen des materiellen oder des formellen Rechts zulassen woll­
te, da es schlechterdings nicht möglich sei, zwischen schwe­
reren und leichteren Gesetzesverletzungen eine scharfe Grenze 
zu ziehen- Nach alledem ist die Rechtebeschwerde nicht etwa j
schon unter dem Gesichtspunkt der Versagung des {.
rechtlichen Gehörs zulässig*

2« Ein Fall des § 24 Abs* 2 Nr. 1 LwVG liegt entgegen ■■
der Ansicht der Antragsgegnerin ebenfalls nicht vor.

i .a) Biese meint, das Beschwerdegericht sei von der Ent- ?
Scheidung des :Senats vom 7* Dezember 1954 (V BLw 47/54, RdL j
1955, 39) abgewichen$ denn in ihr sei gesagt, daß/ wenn ein



gesetzlicher Versagungsgrund vorliege, die Genehmigung 
nicht erteilt werden dürfe, es sei denn, daß der Versa­
gungsgrund durch eine Bedingung oder Auflage beseitigt 
v/erden könne, Bas Oberlandesgericht habe aber den Kaufpreis 
als so hoch erachtet, daß bei einer sich auf die landwirt­
schaftlichen Gesichtspunkte beschränkenden Betrachtung das 
Vorliegen eines groben Mißverhältnisses zwischen Leistung 
und Gegenleistung nicht ausgeschlossen erscheine. Wenn es 
aber diese Präge näher geprüft hätte, so hätte es zu dem 
Ergebnis kommen müssen, daß im Vergleich zu den sonst üb­
lichen Bodenpreisen für landwirtschaftlich genutzte Grund­
stücke im Räume ein offensichtlich grobes Mißver­
hältnis zwischen Leistung und Gegenleistung vorliege und 
deshalb die Genehmigung zu versagen sei»

Richtig ist, daß sich der Senat in der angeführten Ent- 
Scheidung in dem angegebenen Sinne ausgesprochen hat. Bie 
Antragsgegnerin irrt indessen mit der Annahme, das Be­
schwerdegericht sei von diesem Beschlüsse abgewichen. Es hat 
nämlich ein grobes Mißverhältnis nur für möglich gehalten, 
wenn man den Kaufpreis unter rein landwirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten prüfe, und hinzugefügt, daß bei der Beurtei­
lung des Preises auch der Zweck zu berücksichtigen sei, 
den die Stadt beim Kauf des Hofes letzten Endes verfolge. 
Biesen hat das Oberlandesgericht in der Schaffung eines zu­
sammenhängenden Baugebiets gesehen, zu der sich gerade jetzt 
die Gelegenheit ..durch den Erwerb des StdHfe-Hofes biete.

Es hat unter Berücksichtigung dieser weiteren Ge­
sichtspunkte ein grobes Mißverhältnis zwischen Leistung und i 
Gegenleistung verneint und ist bei dieser Würdigung zu dem ; 
Ergebnis1 gelangt, daß der Versagungsgrund des Art. IV Abs 4 ' 
Buchst, b KRG Nr. 45 nicht gegeben ist. Für eine Genehmigung
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unter einer Bedingung oder Auflage war danach kein Raum,
Das Beschwerdegericht brauchte auch nicht, wie die An­
tragsgegnerin meint, den vereinbarten Kaufpreis mit den 
sonst üblichen Bodenpreisen für landwirtschaftliche Grund­
stücke im Raume zu vergleichen; denn es ist
rechtlich nicht zu beanstanden, daß das Oberlandesgericht 
bei der Beurteilung des Kaufpreises den Zweck des Ankaufs 
und die sich einmalig bietende Gelegenheit hierzu berück­
sichtigt hat 3 Sofern die Antragsgegnerin etwa auch geltend 
machen will, das Beschwerdegericht habe seiner Ermittlungs­
pflicht nicht genügt, fehlt es an der Angabe, worin sie 
eine Abweichung von der Entscheidung des Senats finden will, 
welche die Präge der Aufklärungspflicht des Gerichts nicht 
behandelt. Es ist schließlich nicht richtig, daß das Be­
schwerdegericht irrigerweise angenommen hat, es handle sich 
in diesem Punkte um eine Entscheidung auf Grund des § 11 
Abs. i der VO Nr. 166; denn es hat nicht nur den Art« IV 
Abso 4 Buchst« b KRG Nr. 45 ausdrücklich angeführt, sondern 
weiter dargelegt, daß die Versagung der Genehmigung aus den 
in § 11 Abs. 1 der VO Nr. 166 auf gezählten Gründen von der 
weiteren Voraussetzung abhängig sei, daß dem Vollzug des 
Kaufvertrages ein erhebliches Öffentliches Interesse ent­
gegenstehe o Im übrigen ist auch insoweit nicht aufgezeigt, 
worin eine Abweichung von der Entscheidung des Senats lie­
gen soll«

b) Nach der Ansicht der Antragsgegnerin ist das Be­
schwerdegericht auch von dem Beschluß des Oberlandesge­
richts Karlsruhe vom 13. September 1954 (MDR 1955, 46 
[nicht Seite 463]) abgewichen; denn dort sei gesagt, daß 
die Genehmigung von Landerwerb durch Nichtlandwirte in der 
Regel zu versagen sei, wenn geeignete Landwirte als Kauf­
int eressenten zur Verfügung stünden und dies auch für den
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Landerwerb durch Gemeinden gelte* Die Antragsgegnerin 
meint, das Beschwerdegericht hätte sich mit der Präge, 
ob Berufslandwirte als Kaufinteressenten vorhanden seien, 
überhaupt nicht auseinandergesetzt, weil es dieser Präge 
in rechtlicher Hinsicht nicht nachgegangen sei, was es 
aber von Amts wegen hätte tun müssen* Sie sieht in dem 
Unterlassen der Prüfung dieser Präge eine Abweichung von 
dem genannten Beschluß des Oberlandesgerichts Karlsruhe 
und macht geltend, daß, wenn das Beschwerdegericht dieser 
Präge nachgegangen wäre, ankaufswillige Berufslandwirte 
benannt worden wären, was zur Versagung der Genehmigung 
hätte führen müssen*

Bas Beschwerdegericht ist sich offensichtlich der Tat­
sache bewußt gewesen, daß das Landwirtschaftsamt auf die 
Erwerbsbereitschaft mehrerer Berufslandwirte aus dem Raume 
Stuttgart hingewiesen hatte; denn es hat ausgeführt, daß 
einer Stadt, die über keinen ausreichenden GrundstücksVor­
rat verfüge, die Genehmigung zum Erwerb von Land zum Zwecke 
alsbaldiger Bebauung im allgemeinen nicht versagt werden 
könne, und in solchen Pällen das Kaufinteresse von Landwir­
ten ‘ die Versagung der Genehmigung in der Regel nicht recht- 
fertige* Darin ist zum Ausdruck gekommen, daß das Beschwer­
degericht grundsätzlich kaufwllligen Landwirten den Vorzug 
einräumt, ihre Interessen aber nach seiner Ansicht in Aus­
nahmefällen hinter den Belangen einer Stadt zurücktreten 
müssen* Bas Oberlandesgericht Karlsruhe hat in der ange­
führten Entscheidung keinen anderen Standpunkt eingenommen* 
Es hat ausgeführt, daß die Aufrechterhaltung seines Grund­
satzes, dem Übergang landwirtschaftlichen Grund und Bodens 
auf einen Richtlandwirt sei im allgemeinen die Genehmi­
gung zu versagen, wenn geeignete Landwirte als Kaufinteres- 
eenten zur Verfügung ständen, der toten Hand den Erwerb 
landwärtschaftliehen Grund und Bodens keineswegs unmöglich
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mache; denn eine Erteilung der Genehmigung komme nicht 
nur in all den Fällen in Frage * in denen geeignete Land­
wirte als Erwerbsinteressenten nicht vorhanden seien, 
sondern die Genehmigung des Erwerbs durch eine politische 
oder Kirchengemeinde könne dann angebracht sein, wenn be­
sondere Umstände vorlägen; dieser Fall stelle allerdings 
die Ausnahme, nicht die Regel dar. Im vorliegenden Falle 
hat das Beschwerdegericht, wie die Begründung seiner Ent­
scheidung deutlich zeigt, gerade einen solchen Ausnahmet- 
fall für gegeben erachtete. Eine Abweichung von dem anger 
führten Beschluß liegt danach nicht vor, und das Beschwer^- 
degericht war von seinem Standpunkt aus nicht genötigt, der 
Frage nachzugehen, ob Berufslandwirte an dem Erwerb des Ho­
fes interessiert sind.

c) Die Antragsgegnerin hält ferner eine Abweichung von 
dem Beschluß des Oberlandesgerichte Karlsruhe vom 2. Dezem­
ber 1953 (DNotZ 1954, 419) für gegeben, in welchem der Grund­
satz aufgestellt sei, daß bei Vorliegen eines gesetzlichen 
Versagungstatbestandes die Genehmigung nur erteilt werden 
könne, wenn mit einer Auflage dem Gesetzeszweck genügt werde. 
Sie sieht die- Abweichung darin, daß das Beschwerdegericht 
nicht geprüft habe, ob nicht durch eine Auflage die tatsäch­
lich vorhandenen Versagungsgründe ausgeräumt werden könnten. 
Sie meint, das Beschwerdegericht hätte erwägen müssen, ob 
die Genehmigung nicht nur mit der Auflage zu erteilen sei, 
daß die Stadt, das nicht unmittelbar für eigene Zwecke be­
nötigte Land an Berufslandwirte veräußere.

In dem von dem Oberlandesgericht Karlsruhe entschiede­
nen Falle waren bei der Auseinandersetzung einer Gesamthands- 
gemeinschaft in 4 Fällen bewirtschaftungsmäßig zusammenge­
hörige Eachbargrundsbücke auseinandergerissen worden. In die­
ser Regelung hat das Oberlandesgericht Karlsruhe eine unwirt-
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schaftliche Zerschlagung gesehen» Es hat die Genehmigung 
aber gleichwohl unter der Auflage erteilt, daß die je­
weiligen Erwerber der vier Grundstückspaare sich gegen­
seitig ein dingliches Vorkaufsrecht bestellen.

Bereits unter a) ist erwähnt worden, daß hier im 
Hinblick auf den Versagungsgrund des Art. IV Abs. 4 Buchst. 
b KRG Nr, 45 für das Beschwerdegericht keine Veranlassung 
bestand, zu der Prage Stellung zu nehmen, ob die Genehmi­
gung unter einer Bedingung oder Auflage zu erteilen sei.
Auch hinsichtlich der anderen von.ihm in Betracht gezoge­
nen Versagungsgründe brauchte das Beschwerdegericht die 
Präge der Genehmigung unter einer Bedingung oder Auflage 
nicht ziu prüfen. Die Antragsgegnerin ist der irrigen An­
sicht- daß das Beschwerdegericht Versagungsgründe als vor­
liegend erachtet, aber gleichwohl die Genehmigung erteilt 
habe. So zu verfahren, wäre allerdings unzulässig gewesen. 
Liegt ein Versagungsgrund vor, so kann die Genehmigung nur 
erteilt werden, wenn er durch eine Bedingung oder Auflage 
ausgeräumt werden kann. Wenn aber ein gesetzlicher Versa­
gungsgrund nicht vorliegt, ist für eine Bedingung oder Auf­
lage kein Raum (vgl^ Beschluß des Senats vom 31. Januar 1956. 
V BLw 51/55, LM Nr. 2 zu § 32 IVO). Bas Beschwerdegericht 
hat hier angesichts der besonderen Lage des Palles gerade 
die Voraussetzungen der von ihm in Erwägung gezogenen Ver- 
sagungsigründe als nicht gegeben erachtet. Infolgedessen 
brauchte es sich nach dem zuvor Gesagten mit der Präge der 
Genehmigung unter einer Bedingung oder Auflage nicht aus­
einanderzusetzen. Bas Beschwerdegericht ist danach von der 
Entscheidung des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 2. Bezem- 
ber 1995 nicht abgewichen.

d) Bas Beschwerdegericht soll nach der Ansicht der 
Antragsgegnerin ferner von der Entscheidung des Senats vom

i
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4• Juli 1957 (V BLw 66/56, BGHZ 25, 96, 108 = BdL 1957,
241 = NJW 1957, 1519) abgewichen sein, in der der Rechts- 
satz aufgestellt sei, daß die Veräußerung eines Hofes an 
einen Nichtlandwirt nicht genehmigt werden könne, wenn 
Interessenten aus dem Kreise der Landwirtschaft vorhanden 
seien- Die Antragsgegnerin meint, das Beschwerdegericht 
habe es unterlassen, die Frage aufzuklären, ob Kaufinteres- 
senten aus dem Kreise der Landwirte vorhanden seien. Wenn 
es dieser Frage nachgegangen wäre, würde der Nachweis ge­
führt worden sein, daß solche Interessenten vorhanden seien.

Der Senat hat in der angeführten Entscheidung aller­
dings den Grundsatz herausgestellt, daß land- und forstwirt­
schaftlicher Grundbesitz - nicht zuletzt wegen des allger 
mein herrschenden großen Landbedarfs - grundsätzlich nur 
solchen Personen zukommen darf und Vorbehalten bleiben muß, 
die an der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung nichts 
ändern und ihr! selbst bewirtschaften wollen, da das öffent­
liche Interesse, das durch das Genehmigungsverfahren gewahrt 
werden solle, die Bevorzugung der Landv/irte bei der Veräuße­
rung landwirtschaftlichen Grundbesitzes erheische. Der Senat 
hat dort aber nicht etwa ausgesprochen, daß die Veräußerung 
solchen Grundbesitzes an einen Nichtlandwirt keinesfalls ge­
nehmigt werden könne, wenn Erwerbsinteressenten aus dem 
Kreise der Landwirtschaft vorhanden seien, sondern bat zum 
Ausdruck gebracht, daß die Veräußerung an einen Nichtland­
wirt auch in diesem Falle genehmigt werden könne, wenn für 
den Erwerb durch ihn triftige Gründe vorhanden seien. Damit 
hat der Senat auf die Lage des einzelnen Falles abgestellt. 
Das Beschwerdegericht hat keinen anderen Standpunkt eingenom­
men. Es hat, wie oben unter b) bereits gesagt wurde, erwo­
gen, daß die Erwerbsbereitschaft von Berufslandwirten der 
Genehmigung entgegenstehen könne, hat aber, wie die Begrün-
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dung seiner Entscheidung ergibt, hier einen Ausnahmefall 
für gegeben erachtet und danach keine andere Hechtsauf­
fassung vertreten als der beschließende Senat.

e) Hach der Ansicht der Antragsgegnerin ist das Be­
schwerdegericht auch von der von ihm selbst angeführten 
Entscheidung des Oberlandesgerichts Köln vom 6. Juli 195^ 
(EdL 1955? 243) abgewichen, indem es sich dem Standpunkt 
dieses Berichts angeschlossen habe, daß es nicht angehe, 
die Städte auf die Möglichkeiten des Baulandbeschaffungs­
gesetzes zu verweisen, wenn sich durch einen zeitigen, ge­
schlossenen Ankauf eine großzügige und weitschauende, doch 
nicht mehr aufzuhaltende Planung verwirklichen lasse. Die 
Antragsgegnerin meint, das Oberlandesgericht Köln habe nicht 
etwa zum Ausdruck gebracht, daß das Interesse einer Stadt 
an Voirratskäufen unter den angeführten Gesichtspunkten 
immer zu berücksichtigen sei, sondern habe darauf abgestellt, 
daß eine solche Sachlage nur dann gegeben sei, wenn die in 
Frage1 stehenden Grundstücke über kurz oder lang nicht mehr 
landwirtschaftlich nutzbar seien und das Gelände ohnehin 
durch Baulandumlegung u.a.m. in Kürze'zweckentfremdet werde.

i

Bichtig ist, daß das Oberlandesgericht Köln den von 
dem Beschwerdegericht angeführten Gesichtspunkt nicht hat 
verallgemeinern wollen, sondern ihn nur als ein Moment an­
geführt hat, das neben anderen Umständen die Genehmigung 
des ihm vorliegenden Vertrages zu rechtfertigen vermochte« 
Das Oberlandesgerieht Köln hat in jener Entscheidung, bei 
der e$ sich um den Erwerb eines Gutes von 166 Morgen durch 
die Stadt A ^ p p  handelte, die in diesem Fall gegebene be­
sondere Lage berücksichtigt und eingehend ausgeführt, wes­
halb die Genehmigung ausnahmsweise zu erteilen sei« Nicht
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anders ist hier das Beschwerdegericht vorgegangen, das 
zunächsfc dargelegt hat, welche Gründe für die Versagung 
der Genehmigung sprechen könnten, und anschließend unter 
Berücksichtigung der besonderen Lage des Palles auseinan­
dergesetzt hat, v/eshalb es die Genehmigung glaubte ertei­
len zu können» Dabei hat es nur als einen der in Betracht 
kommenden Gesichtspunkte angeführt, daß es nicht angehe, 
die Käuferin auf die Möglichkeiten des Baulandbeechaf- 
fungsgesetzes zu verweisen. Es hat sich also nur in diesem 
Punkte der Auffassung des Oberlandesgerichts Köln ange­
schlossen und ist im übrigen ebenso vorgegangen wie dieses 
Gericht, indem es die einzelnen für und gegen eine Genehmi­
gung sprechenden Gründe gegeneinander abgewogen hat. Die 
Ansicht der Antragsgegnerin., das Beschwerdegericht habe die 
Grundstücke des Hofes lediglich als Austauschobjekte ange­
sehen, steht mit der Begründung des angefochtenen Beschlus­
ses nicht in Einklang. Vfie bereits gesagt wurde, hat das Be­
schwerdegericht in erster Linie auf die Notwendigkeit der 
Schaffung eines geschlossenen Baugebietes abgestellt und 
nur daneben auf die Möglichkeit eines zweckmäßigen Grund­
stückstausches berücksichtigt» Eine Abweichung von dem Be­
schluß des Oberlandesgerichts Köln in einer Bechtsfrage 
läßt sich danach auch in diesem Palle nicht feststellen»

f) Die Antragsgegnerin rügt ferner eine Abweichung von 
dem Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 14. Juni 1955 
(BdL 1955, 310)» Dieses hat in einem Palle, in dem eine Ge­
meinde ein landwirtschaftliches Anwesen von 5-32 ha ange­
kauft hatte, ausgeführt, es sei in der Begel ungesund, wenn 
landwirtschaftliche Nutzflächen in die Hände von Nichtland- 
wirten kämen und ihrem eigentlichen Zweck entfremdet würden»
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Ein solcher Vorgang sei nur dann anders zu beurteilen, 
wenn bisher landwirtschaftlich genutzte Grundstücke für 
die Errichtung von Wohnsiedlungen, für öffentliche Gebäude, 
Industrieanlagen, Straßen, Plätze und ähnliche Objekte 
dringend benötigt würden und dieser als vordringlich anzu­
erkennende Landbedarf auf andere Weise nicht befriedigt 
werden könne. In einem solchen Palle stelle sich der Er­
werb entsprechender landwirtschaftlicher Plächen durch den 
3iedlungsträger, die Gemeinde oder das Industrieunterneh­
men nicht als ungesunde Erscheinung dar. Die Antragsgegnerin 
sieht eine Abweichung des Beschwerdegerichts von dieser Ent­
scheidung darin, daß dieses sich auf den Standpunkt ge­
stellt habe, die Genehmigung könne nicht nur bei tatsäch­
lich dringendem Bedarf, sondern auch dann erteilt werden, 
wenn es sich um Vorratskäufe handle, die dem Austausch mit 
Grundstücken dienen sollten, auf denen an anderer Stelle sol­
che baulichen Anlagen errichtet werden sollten» .

Eine Abweichung im Sinne des § 24 Abs. 2 Nr. 1 LwVG 
ist nicht festzustellen. Die Antragsgegnerin geht auch hier 
fälschlicherweise wieder davon aus, daß das Beschwerdege­
richt den Kaufvertrag genehmigt habe, damit der Stadt

Tauschgelände zur Verfügung stehe, während das Oberlan­
desgericht die Genehmigung erteilt hat, weil die Stadt arm 
an künftigem Baugelände sei und sich daher zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben um ein zusammenhängendes Baugebiet bemühen 
müsse» Bas Beschwerdegericht hat dabei die Möglichkeit eines 
Grundstückstausches zwar erwähnt, diese aber nicht zum tra­
genden Gesichtspunkt seiner Entscheidung gemachte Einen 
dringenden Bedarf der Stadt hat das Beschwerdegericht be­
jaht. Insoweit liegt also keine Abweichung von der Entschei­
dung des Oberlandesgerichts Hamm vor. Bieses hat im übrigen 
zu der Präge, ob und unter welchen Voraussetzungen ein Vor-
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ratskauf zu billigen ist, überhaupt nicht Stellung ge­
nommen und brauchte dazu auch nicht Stellung zu nehmen, 
da in dem von ihm entschiedenen Palle der Erwerb des land­
wirtschaftlichen Anwesens vor allem dazu dienen sollte, 
einen Schulneubau zu erstellen, einen Sportplatz anzulegen, 
einen Kindergarten zu schaffen und ein Spritzenhaus zu 
bauen, die alsbaldige Verwendung des Landes zu diesen 
Zwecken also bereits feststand» Die Sachverhalte der bei­
den Pälle unterscheiden sich danach erheblich voneinander. 
Beide Entscheidungen beruhen auch nicht auf derselben 
Rechtsgrundlage, Las Oberlandesgericht Hamm hatte die Präge 
zu entscheiden, ob der Versagungsgrund der ungesunden Ver­
teilung der Bodennutzung (Art. III Nr. 5 Buchst, b BrMilReg- 
VO Nr. 84) gegeben sei» Das Beschwerdegericht hatte dage­
gen insoweit auf Grund des § 11 Abs. 1 Nr. 1 der VO Nr. 166 
zu befinden. Beiden Vorschriften liegt zwar der gleiche 
Rechtsgedanke zugrunde, gleichwohl handelt es sich in bei­
den Fällen nicht uzn die gleiche Rechtsfrage» Der Senat hat 
in seiner Entscheidung vom 11. Oktober 1955 (V BLw 24/55) 
dargelegt, daß die Versagungsgründe des Art. III Abs. 5 
BrMiiRegVO Nr» 84 nicht gleichbedeutend sind mit dem allge­
mein gehaltenen Begriff des entgegenstehenden öffentlichen 
Interesses, der in § 8 Abs. 1 HessLV 2» KRG Nr. 45 durch 
Anführung von Beispielsfällen erläutert wird. Las dort Ge­
sagte gilt in gleicher Weise für § 11 Abs. 1 der VO Nr» 166, 
der diese Generalklausel ebenfalls enthält. Liese General­
klausel gewährt, wie der beschließende Senat in seiner Ent­
scheidung vom 5. Juli 1955 (V BLw 79/54, RdL 19555 251) dar­
gelegt hat, den mit der Genehmigung befaßten Stellen einen 
weiten Ermessensspielraum, da die Frage, ob ein erhebli­
ches öffentliches Interesse der Genehmigung entgegensteht, 
nur nach Lage des einzelnen Palles entschieden werden kann.



- 2 4 -
n. : i »*

Abweichende Entscheidungen im Sinne des § 24 Abs, 2 Nr. 1 
Lv/VGr liegen danach nicht schon dann vor, wenn die nachge­
suchte Genehmigung in dem einen Falle erteilt und in dem 
anderen verweigert worden ist; erforderlich ist vielmehr, 
daß eine bestimmte Hechtsfrage abweichend beantwortet wor­
den ist* Das ist hier nicht der Fall. Im übrigen hat das 
Oberlandesgericht Hamm trotz der Verwendung des Wortes 11 nur" 
offensichtlich lediglich Beispiele dafür anführen wollen, 
wann der Landerwerb durch einen Nichtlandwirt nicht als un­
gesunde Erscheinung anzusehen ist, nicht aber erschöpfend 
die Fälle aufführen wollen, in denen eine ungesunde Ver­
teilung der Bodennutzung zu verneinen ist, das öffentliche 
Interesse dem Landerwerb also nicht entgegensteht, Bas wür­
de auch, wie der Senat in seiner Entscheidung vom 3. Mai 
1956 (V 3Lw 7/56), in dem es sich ebenfalls um einen Lander­
werb durch eine Stadtgemeinde handelte, ausgesprochen hat. 
angesichts der Vielzahl der gegebenen Möglichkeiten kaum 
durchführbar sein*Bas Oberlandesgericht Hamm hat danach 
keinen Hechtssatz von allgemeiner Gültigkeit aufgestellt, von i
dem das Beschwerdegericht abgewichen sein könnte. Die gel­
tend gemachte Abweichung liegt danach nicht vor.

g) Nach der Ansicht der Antragsgegnerin ist das Be­
schwerdegericht auch von dem Beschluß des Oberlandesge­
richts Köln vom 19. Januar 1955 (RdL 1956, 193) abgewichen, 
welches ausgeführt habe, daß der Erwerb landwirtschaftlich 
genutzter Grundstücke, die unbestritten als Bau- oder Stra­
ßenland nicht in Frage kämen, sondern angeblich-als Austausch- 
oder Ersatzland verwendet werden sollen, nur dann geneh­
migt werden könne, wenn anderweitig kein Ersatzland für 
Tauschzwecke zur Verfügung stehe. Die Antragsgegnerin weist 
darauf hin, daß die Stadt nach den Feststellungen

1
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des Beschwerdegerichts 750 ha land- und forstwirtschaft­
lich genutzte Grundstücke besitze und weitere 20 ha land­
wirtschaftlich genutzten Boden hinzuerwerben wolle * Sie 
meint» bei diesen Relationen des Landbesitzes und des dazu­
zukaufenden Landes, das angeblich für Austauschzwecke be­
nötigt werde, hätte das Beschwerdegericht die Genehmigung 
nicht erteilen können, ohne von der Entscheidung des Ober­
landesgerichts abzuweichen.

Bas Oberlandesgericht Köln hatte in dem angeführten 
Beschluß über den Versagungsgrund der ungesunden Bodenver­
teilung zu entscheiden. Die Rechtsgrundlagen beider Ent­
scheidungen sind danach dieselben wie in dem unter f) er­
örterten Falle. Es gilt daher das dort Gesagte. Auch hier 
geht die Antragsgegnerin irrigerweise davon aus, daß das 
Beschwerdegericht den Kaufvertrag genehmigt habe, damit die 
Sbadt Land für Austauschzwecke zur Verfügung habe. Baß dies 
nicht richtig ist, ist bereits gesagt. In dem von dem Ober­
landesgericht Hamm entschiedenen Falle wollte eine Gemeinde, 
die 352 Morgen Ackerland besitzt, 14 Morgen landwirtschaft­
lich genutzten Landes erwerben, die als Austausch- und Er­
satzland verwendet werden sollten. Allein aus dem Verhältnis 
des in beiden Fällen vorhandenen und des zu erwerbenden Lan­
des zueinander läßt sich aber eine Abweichung nicht herlei­
ten; denn für das Beschwerdegericht war, wie bereits ge­
sagt, der Gesichtspunkt der Schaffung eines geschlossenen 
Gebietes zum Zwecke der späteren Bebauung maßgebend, nicht 
aber die Möglichkeit eines Grundstücksaustausches. Eine Ab­
weichung von der Entscheidung des Oberlandesgerichts Köln in 
einer Rechtsfrage liegt danach nicht vor.

*
h) Schließlich soll das Beschwerdegericht von der Ent­

scheidung des Oberlandesgerichts München vom 23* Juli 1956



(RdL 1956, 300) abgewichen sein, das sich dahin ausge­
sprochen habe, daß das Interesse einer Stadtgemeinde an 
der Auffüllung ihres land- und forstwirtschaftlichen 
Grundbesitzes nicht das grundsätzlich entgegenstehende 
Öffentliche Interesse an der Versagung der Genehmigung 
aufzuwiegen in der Lage sei«

Eine Abweichung liegt auch in diesem Ralle nicht vor«
In dem von dem Oberlandesgericht München entschiedenen 
Palle hatte eine Stadtgemeinde 13 Tagwerke Wiesengrundstücke, 
die am Rande der städtischen Waldungen liegen, gekauft, um 
sie aufzuforsten und mit ihrem übrigen Waldbesitz selbst 
zu bewirtschaften« Las Oberlandesgericht München hat dort 
ausgeführts "In diesem Palle müßten die allgemeinen öffent­
lichen Interessen, welche dem Erwerb der Grundstücke durch 
die Käuferin entgegenständen, gegenüber den besonderen Be­
langen der Stadt abgewogen werden. Bei Gemeinden könne über 
den augenblicklichen Bedarf an Bau- und Siedlungsgelände 
hinaus ein besonders dringender - und landwirtschaftlichen 
Interessen übergeordneter - Landbedarf gegeben sein, um 
frühzeitig das notwendige Entwicklungsgelände für die wei­
tere Ausdehnung des Baugebietes sicherzustellen« Denn ge­
rade bei größeren Gemeinden könne nur bei vorausschauender 
Planung und rechtzeitiger Sicherstellung ausreichender eige­
ner Landreserven der künftige Grundstücksbedarf für eigene 
Vorhaben der Gemeinde und für den Wohnungsbau, insbesondere 
für den sozialen Wohnungsbau, gedeckt und einer- zu Lasten 
der Allgemeinheit stehenden Bodenspekulation wirkungsvoll 
begegnet werden. Je nach Lage des Einzelfalles könne es 
auch angebracht sein, einer Gemeinde den Erwerb landwirt­
schaftlicher Grundstücke zu gestatten, wenn sie diese be­
nötige, um dagegen Baugelände, das sie sonst nicht erhalten
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könnte, einzutauschen, wenn sie Schutzzonen für ihre 
Wasserversorgung anlegen müsse oder wenn sie für andere 
Anlagen, deren Förderung zu den gemeindlichen Aufgaben 
gehöre, Land benötige»”

Das Oberlandesgericht München hat danach weitgehend 
denselben Standpunkt eingenommen, den das Beschwerdege­
richt hier vertreten hat. Es hat dem Ankauf der Wiesengrund­
stücke nur deshalb die Genehmigung versagt, weil die Stadt 
nicht habe dartun können, daß sie diese Grundstücke unmit­
telbar zur Erfüllung ihrer Aufgaben brauche oder auch nur 
als Entwicklungsge^ände für ihr künftig zufallende Aufgaben 
benötige, sie vielmehr lediglich Einbußen an ihrem forst­
wirtschaftlichen Anlagevermögen ausgleichen wolle» Es kann 
danach keine Hede davon sein, daß der angefochtene Beschluß 
von der Entscheidung des Oberlandesgerichts München in ei­
ner Hechtsfrage abweicht»

IV o
Hach alledem liegen die Voraussetzungen des § 24 Abs» 2 

Nr, 1 LwVG nicht vor, und die Rechtsbesohwerde ist auch 
nicht unter dem Gesichtspunkt der Versagung des rechtlichen 
Gehörs zulässig. Da das Beschwerdegericht die Rechtsbe- :■
schwerde nicht zugelassen hat und auch einer der Fälle des 
§ 24 Abs, 2 Hr. 2 LwVG hier nicht vorliegt, mußte das

*

Rechtsmittel als unzulässig verworfen werden»«
i1
>
*i
ii<ii
II

4
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Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 34, 42 
Abs. 2. 44, 45 DwVGo

Dr, Tasche Dr. Hiickinghaus Dr» Piepenbrock
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